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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung Umsetzung

Anspruchsverlust Kollektives Recht

Bezahlter (Erholungs-) Urlaub ist eine Errungenschaft des sozialen Arbeitsrechts, dessen Grundsätze sich 
mittlerweile auch im Recht der EU finden und dort über § 31 II EU-GRCharta sogar zum Grundrecht 
geworden sind. Er bildet mit der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall die praktisch häufigste Ausnah-
me zum Grundsatz „Ohne Arbeit kein Lohn“.

Auf nationaler Ebene finden sich in Deutschland einheitliche Vorschriften über einen zwingenden Mindest-
standard für Arbeitnehmer im BUrlG und für schwerbehinderte Menschen zusätzlich in § 125 SGB 
IX sowie für Jugendliche in § 19 JArbSchG.

Auf (Bundes-) Länderebene gibt es Gesetze, die zudem Ansprüche auf Bildungsurlaub vorsehen. 
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Inhalt und Umfang
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Entstehung
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Beschäftigtengruppen

Aktives Arbeitsverhältnis

Ruhendes Arbeitsverhältnis
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Voraussetzungen

Beschäftigtengruppen

Arbeitnehmer

Auszubildende

Sonstige

Gemäß § 2 S. 1 BUrlG gilt das BUrlG für Arbeitnehmer 
und zur Berufsbildung Beschäftigte. Soweit Aus-
und Fortbildungszweck im Vordergrund stehen, 
betrifft das auch Praktikanten und Umschüler. Mi-
nijobbern steht entgegen der häufigen tatsächli-
chen Handhabung ebenso ein Urlaubsanspruch 
zu wie befristet beschäftigten Arbeitnehmern

Nach § 2 S. 2 BUrlG können auch arbeitnehmerähnlich 
und unter besonderen weiteren Voraussetzungen 
(§ 12 BUrlG) auch in Heimarbeit Beschäftigte be-
zahlten Erholungsurlaub verlangen. 
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Voraussetzungen

Aktives Arbeitsverhältnis

Aktuelle Arbeitsverpflichtung

Tatsächliche Arbeitsleistung

Im aktiven Arbeitsverhältnis mit Arbeitsverpflichtung ent-
stehen in jedem Fall Ansprüche auf bezahlte Frei-
stellung zur Urlaubszwecken.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Voraussetzungen

Ruhendes Arbeitsverhältnis

Zustand unverschuldet

Beeinflussbare Situation

Selbst im ruhenden Arbeitsverhältnis (z.B. bei befristeter 
Erwerbsunfähigkeitsrente) entstehen grundsätzlich 
Urlaubsansprüche. Voraussetzung ist lediglich das 
Bestehen eines Arbeitsverhältnisses. Auf die tat-
sächliche Beschäftigung kommt es insoweit nicht 
an. 

Eine andere Frage ist, ob derart erlangte Urlaubsansprü-
che unbeschränkt angehäuft werden können oder 
nach einer gewissen Zeit unwiederbringlich verfal-
len (dazu weiter unten).
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Zeitanteiliger Anspruch

Wechsel der Arbeitszeit

Erholungsurlaub dient nicht nur der Wiederherstellung 
der Arbeitskraft. Zweck ist außerdem die Gewäh-
rung von Freizeit, über die ohne Einbindung in ei-
nen wie auch immer gearteten betrieblichen Alltag 
frei verfügt werden kann.

Dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit ist 
nach § 8 BUrlG allerdings unzulässig. Sie kann ein 
abmahnfähiges Fehlverhalten bedeuten.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Gesetzliche Ansprüche

Vertraglicher Mehrurlaub

Der gesetzliche Vollurlaubsanspruch beträgt nach § 3 I 
BUrlG mindestens 24 Werktage, gemäß § 19 II 
JArbschG für Jugendliche und schwerbehinderte 
Menschen nach § 125 SGB IX etwas mehr. Der 
gesetzliche Mindeststandard darf nicht durch 
Vereinbarungen in Arbeits- oder Tarifverträgen 
unterschritten werden (§ 13 I BUrlG).

Dagegen darf der Mindesturlaubsanspruch zugunsten 
der Arbeitnehmer überschritten werden. Derar-
tiger Mehrurlaub ist für viele Arbeitsverhältnisse 
vereinbart.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Gesetzlicher Anspruch

Erholungsurlaub

Mindesturlaub

Berechnungsmethode

Sonn- und Feiertage

§ 3 I BUrlG schreibt einen Jahresurlaub von 24 Werkta-
gen vor. Der Gesetzgeber hält dabei noch an dem 
nicht mehr so häufig vorkommenden Modell der 
Sechs-Tage-Woche fest. Als Werktage in diesem 
Sinne gelten nach § 3 II BUrlG alle Kalendertage 
mit Ausnahme von Sonn- und gesetzlichen Feier-
tagen.

Bei anderen als den in § 3 I BUrlG vorgegebenen Mo-
dellen bedarf es einer Umrechnung von Werkta-
gen auf Arbeitstage. Bei einer Fünf-Tage-Woche 
ergeben sich beispielsweise 24 (Gesetzlicher Jah-
resurlaub) / 6 (Werktage pro Woche) x 5 (Arbeits-
tage pro Woche) = 20 Arbeitstage im Jahr. Bei ei-
ner Jahresarbeitszeit sind pro Jahr 312 Werktage 
(= 52 Wochen) anzusetzen.

Da sich der Urlaubsanspruch ausschließlich nach dem 
(kritisierten) Tagesprinzip richtet, kommt es nicht 
darauf an, ob wechselnde Tagsarbeitszeiten ver-
einbart sind. Die sich dabei ergebenden Verwer-
fungen werden durch die Berechnung des auf ei-
nen Urlaubstag fallenden Urlaubsentgelts berei-
nigt.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Gesetzlicher Anspruch

Erholungsurlaub

Zusatzurlaub

Schwerbehinderte Menschen

Minderjährige Beschäftigte

Schwerbehinderten Menschen steht nach § 125 I SGB 
IX jährlich ein Zusatzurlaub von mindestens fünf 
Arbeitstagen zu. Soweit sich in § 125 SGB IX 
keine besonderen Regelungen finden, gelten die 
Vorschriften des BUrlG zwingend auch für den 
Zusatzurlaub für schwerbehinderte Menschen.

Minderjährige können über den nach dem BUrlG vor-
gesehenen Mindeststandard hinaus Zusatzur-
laub in dem in § 19 II JArbSchG geregelten Um-
fang verlangen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Gesetzlicher Anspruch

Bildungsurlaub

Allgemeiner Anspruch

Betriebsratsmitglieder

Bildungsurlaub dient der politischen und beruflichen Bil-
dung. Er ist in Gesetzen der Bundesländer gere-
gelt und beträgt (außer im Saarland: dort drei Ar-
beitstage pro Jahr) zehn Arbeitstage in zwei Jah-
ren, für Arbeitnehmer bis zur Vollendung des 25. 
Lebensjahres mitunter sogar mehr.

Betriebsratsmitgliedern haben nach § 37 VI, VII BetrVG 
besondere Ansprüche auf Bildungsurlaub unter 
Fortzahlung der Bezüge. Die Dauer ist abhängig 
vom Zweck der Schulung (Grund- oder Spezial-
schulung).



© Fachanwalt für Arbeitsrecht  Michael Loewer    www.jurati.de
Anwaltssozietät Jurati, Schönhauser Allee 83, 10439 Berlin 15

3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Gesetzlicher Anspruch

Wartezeit

Gesetzlicher Urlaub

Vertraglicher Urlaub

Nach § 4 BUrlG wird der volle Urlaubsanspruch erstma-
lig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeits-
verhältnisses erworben. Die Wartezeit beginnt mit 
der vereinbarten Arbeitsaufnahme und endet erst 
nach mehr als sechs Monaten. Sechs Monate rei-
chen also noch nicht aus.

Die Wartezeit muss nicht erneut für jedes Urlaubsjahr 
zurückgelegt werden. Deshalb entsteht der volle 
Urlaubsanspruch nach erfüllter Wartezeit mit je-
dem Kalenderjahr bereits an dessen erstem Tag.

Arbeits- beziehungsweise tarifvertragliche Mehrurlaubs-
ansprüche, die den gesetzlichen Mindesturlaubs-
anspruch überschreiten, können anderen (einge-
schränkten) Regeln folgen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Vertraglicher Mehrurlaub

Tarifvertrag

Einheitliche Regelung

Staffelung nach Alter

Viele Tarifverträge bieten einen über den gesetzlichen 
Mindeststandard hinaus gehenden Mehrurlaub.

In einigen Tarifverträgen gibt es altersabhängige Staffe-
lungen, wonach älteren Arbeitnehmern ein höhe-
rer Jahresurlaubsanspruch zusteht als jüngeren. 
Das benachteiligt jüngere Arbeitnehmer wegen 
des Alters mit der Folge, dass für alle Tarifgebun-
denen die komfortableren Urlaubsansprüche gel-
ten.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Vertraglicher Mehrurlaub

Arbeitsvertrag

Grundsätzlich Vertragsfreiheit

Transparente Kürzungsregelung

Auch Arbeitsverträge verschaffen oft einen über den 
gesetzlichen Mindesturlaub hinaus gehenden 
Mehrurlaub. Da es sich um eine für den Arbeit-
nehmer günstige Abweichung vom Gesetz han-
delt, ist dies nach § 13 I BUrlG auch zulässig.

Finden sich in einem Formulararbeitsvertrag gar keine 
oder intransparente (unverständliche) Regelun-
gen zur Kürzung von Mehrurlaub, kann die Kür-
zung von Mehrurlaub gleichwohl wegen Versto-
ßes gegen § 307 I 2 BGB unzulässig sein.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Vollständiger Anspruch

Vertraglicher Mehrurlaub

Verrechnung

Vorrang Mindesturlaub?

Gleichlauf der Ansprüche

Grundsätzlich ist von einem Gleichlauf tariflicher und 
gesetzlicher Urlaubsansprüche auszugehen. Mit 
der Urlaubsgewährung werden beide Ansprüche 
also anteilig zeitgleich erfüllt.

Soll sich dagegen die Verrechnung von vertraglichen 
und gesetzlichen Ansprüchen anders gestalten, 
muss aus der entsprechenden Regelung hervor-
gehen, dass der Mehrurlaub einem eigenen Re-
gelungsregime unterfällt.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Teilurlaub

Rundung

Vollurlaub entsteht nach Verstreichen der sechsmona-
tigen Wartezeit im Sinne des § 4 BUrlG. Bei Aus-
scheiden vor Ablauf der Wartezeit entsteht nur 
ein Teilurlaubsanspruch.

Außerdem stellt sich die Frage, ob und wie sich der Ur-
laubsanspruch anteilig berechnet, wenn ein Ar-
beitnehmer mitten im Jahr seine Arbeit aufnimmt 
oder beendet.

Von den diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen darf 
für den gesetzlich bestimmten Mindeststandard 
weder durch Tarif- noch durch Arbeitsverträge 
abgewichen werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Teilurlaub

Urlaub im Rumpfjahr

Kürzungsmöglichkeiten

Wechsel des Arbeitgebers

Teilurlaubsansprüche können durch Kürzung eines be-
reits entstandenen Vollurlaubsanspruchs (§ 5 Ia
BUrlG) oder wegen noch nicht erfüllter Wartezeit 
dadurch entstehen, dass von vornherein erst gar 
kein Anspruch auf vollen Urlaub besteht, der ge-
kürzt werden müsste (§ 5 Ia BUrlG).
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Teilurlaub

Urlaub im Rumpfjahr

Eintritt im zweiten Halbjahr

Wartezeit nicht verstrichen

Wird die Arbeit in der zweiten Jahreshälfte aufgenom-
men, lässt sich das Ende Wartezeit in diesem 
Jahr nicht mehr erreichen. Ein voller Urlaubsan-
spruch kann dann nach § 4 BUrlG im Eintrittsjahr 
nicht entstehen. 

Der Eintritt in der zweiten Jahreshälfte (beispielsweise 
am 1. Juli) führt zu einem nach § 5 Ia BUrlG zu 
berechnenden Teilurlaubsanspruch. Für den Zu-
satzurlaub schwerbehinderter Menschen findet 
sich eine Sonderregelung in § 125 II SGB IX.

Auch die Beendigung eines höchstens sechs Monate 
währenden Arbeitsverhältnisses innerhalb eines 
Kalenderjahres führt nur zu einem Teilurlaubsan-
spruch (§ 5 Ib BUrlG). 
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Teilurlaub

Kürzungsmöglichkeiten

Austritt im ersten Halbjahr

Besondere Regelungen

Wer in der ersten Jahreshälfte ausscheidet, ohne die 
Wartezeit erfüllt zu haben, hat einen Teilurlaubs-
anspruch nach § 5 Ia BUrlG. 

Dauert das Arbeitsverhältnis dagegen länger als sechs 
Monate (Wartezeit erfüllt), darf der Arbeitgeber 
den bereits erworbenen vollen Urlaubsanspruch 
nach § 5 Ic BUrlG kürzen. Danach überzahltes 
Urlaubsentgelt kann dagegen nicht zurückgefor-
dert werden (§ 5 III BUrlG).

Sondergesetzliche Kürzungsmöglichkeiten des Vollur-
laubs finden sich in § 17 I, IV BEEG und § 4 
ArbPlSchG. Vertragliche Regelungen sind zuläs-
sig, soweit des den gesetzlichen Mindesturlaub 
überschreitenden Mehrurlaub betrifft.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Teilurlaub

Wechsel des Arbeitgebers

Vermeidung Doppelurlaub

=> Urlaubsbescheinigung

Beim Wechsel in ein neues Arbeitsverhältnis während 
des laufenden Jahres sollen Doppelansprüche 
vermieden werden. Dem dient die Vorschrift des 
§ 6 I BUrlG.

Damit ein neuer Arbeitgeber weiß, inwieweit Urlaub im 
laufenden Jahr bereits genommen oder aber ab-
gegolten worden und inwieweit der Urlaubsan-
spruch damit aufgezehrt ist, ist nach § 6 II BUrlG
eine Urlaubsbescheinigung auszustellen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Zeitanteiliger Anspruch

Rundung

Bruchteile

Aufrundung

Entstehen bei der Berechnung Bruchteile, bleiben diese 
nach § 5 II BUrlG bestehen oder es ist kaufmän-
nisch nach oben zu runden. Eine Abrundung ist 
unzulässig.

Unklar ist, wie mit Bruchteilen bei der Gewährung in na-
tura umzugehen ist. An sich lassen sich diese le-
diglich in Minuten umrechnen oder abgelten.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Entstehung

Inhalt und Umfang

Wechsel der Arbeitszeit

Aufstockung der Arbeitszeit

Reduzierung der Arbeitszeit

Sehr umstritten ist, wie der noch offene Urlaubsan-
spruch zu berechnen ist, wenn sich das Arbeits-
zeitmodell während des Urlaubsjahres ändert.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Vergütung
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Beantragung

Gewährung

Störfaktoren

Urlaub ist nach dem BUrlG zu „gewähren“. Daraus er-
gibt sich, dass kein Recht zur Selbstbeurlaubung 
besteht. Im Zweifelsfall muss ein Urlaubsbegeh-
ren gerichtlich, gegebenenfalls im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren, durchgesetzt werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Beantragung

Mitwirkung

Ablehnung

Es gibt im BUrlG keine Formvorschriften zur Geltend-
machung des Urlaubs. Er kann also formfrei be-
antragt werden, was aus Nachweisgründen je-
doch für beide Seiten wenig ratsam ist.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Beantragung

Mitwirkung

Verlangen des Arbeitnehmers

Vorgaben zum Urlaubszeitraum

Das Weisungsrecht erstreckt sich nicht auf die Festle-
gung von Urlauszeiten. Der Gewährung von Ur-
laub muss grundsätzlich ein entsprechendes Be-
gehren des Arbeitnehmers vorausgehen.

Der Arbeitgeber kann und darf einem Urlaubsbegehren 
deshalb erst entsprechen, wenn Beginn und En-
de des Freistellungsbegehrens erkennbar ver-
langt worden sind.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Beantragung

Ablehnung

Dringende betriebliche Belange

Kollidierende Urlaubswünsche

Ein Urlaubsbegehren darf nur aus den in § 7 I 1 BUrlG
genannten Gründen abgelehnt werden. Das sind 
neben dringenden betrieblichen Gründen vor al-
lem kollidierende vorrangige Urlaubswünsche 
anderer Arbeitnehmer.

Einen sich an eine Maßnahme medizinischer Vorsorge 
oder Rehabilitation unmittelbar anschließenden 
Urlaub kann der Arbeitgeber nach § 7 I 2 BUrlG
überhaupt nicht ablehnen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Gewährung

Ausdrücklich

Konkludent

Ein in der Praxis anscheinend unbekannter Grundsatz 
ist die Unteilbarkeit des Urlaubsanspruchs. Nach 
§ 7 II 1 BUrlG ist der Urlaub nämlich zusammen-
hängend zu gewähren, wenn nicht dringende 
betriebliche oder in der Person des Arbeitneh-
mers liegende Gründe eine Aufteilung erforder-
lich machen.

Erscheint eine Aufteilung des Urlaubs notwendig, muss 
ein Teilzeitraum nach § 7 II 2 BUrlG mindestens 
zwölf Werktage umfassen. Von dieser Maßgabe 
kann nach § 13 I 3 BUrlG übrigens sogar in Ar-
beitsverträgen zuungunsten des Arbeitnehmers 
abgewichen werden. Derartige Klauseln dürfen 
allerdings nur für die in § 7 II 1 BUrlG vorgese-
henen Ausnahmefälle vereinbart werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Gewährung

Ausdrücklich

Auf Urlaubsverlangen

Einseitige Bestimmung

Einseitig bestimmt werden darf der Urlaub, wenn sich 
aus den Umständen ergibt, dass er sonst nicht 
mehr in natura gewährt werden kann. Das ist oft 
der Fall, wenn der Arbeitnehmer seinen Urlaub 
vor Jahresablauf schlicht nicht verlangt oder das 
Arbeitsverhältnis sicher enden wird (es ist bei-
spielsweise gekündigt) und in der Restlaufzeit 
Urlaub noch genommen werden kann.

Fraglich ist, ob Betriebsferien oder Ruhenstage ohne 
einen Grund im Sinne des § 7 I 1 BUrlG einseitig 
angeordnet werden können. In der Praxis ist ei-
ne derartige Handhabung aber durchaus üblich.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Gewährung

Konkludent

Beredtes Schweigen

Sonstige Freistellung

Freistellungserklärungen, vor allem im Zusammenhang 
mit Aufhebungs- und Abwicklungsvereinbarun-
gen erfolgen oft nicht unmissveständlich zur Ur-
laubsgewährung und mindern dann gegebenen-
falls den Urlaubsanspruch auch nicht. 

Die Urlaubsgewährung muss klar stellen, dass eine un-
eingeschränkte Freizeit zur freien Verfügung ge-
wollt ist. Jede noch so geringe Bindung an be-
triebliche Abläufe (z.B. tel. Erreichbarkeit) kann 
die Erfüllungswirkung vereiteln, so dass der Ur-
laubsanspruch bestehen bleibt.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Störfaktoren

Rückruf

Unmöglichkeit
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Störfaktoren

Rückruf

Voraussetzungen

Rechtsfolgen

Genehmigter Urlaub ist an sich nicht änderbar, weil die 
Gewährungserklärung des Arbeitgebers nur mit 
Zustimmung des Arbeitnehmers wieder aufge-
hoben werden kann. Einseitig kann der Arbeitge-
ber deshalb gewährten Urlaub grundsätzlich 
nicht streichen.

Nur in äußersten Notfällen lässt sich ein Anspruch auf 
Einverständniserklärung des Arbeitnehmers be-
gründen. Allerdings besteht dann eine Ersatz-
pflicht wegen vergeblicher Aufwendungen des 
Arbeitnehmers (insbesondere Stornokosten).
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Freistellung

Störfaktoren

Unmöglichkeit

Vereitelung durch Arbeitgeber

Persönliche Verhinderung

Sofern zustehender Urlaub gewährt ist, hat der Arbeit-
geber die ihm obliegenden Mitwirkung erbracht. 
Rechtzeitig verlangter und an sich noch erfüllba-
rer, aber vom Arbeitgeber unberechtigterweise 
nicht gewährter Urlaub verfällt zwar. Aus dem 
Gesichtspunkt des Verzugs haftet der Arbeitge-
ber allerdings auf Schadensersatz, der im Ergeb-
nis auf Ersatzfreistellung hinausläuft.

Es fällt grundsätzlich in den Risikobereich des Arbeit-
nehmers, ob Urlaub auch tatsächlich genommen 
beziehungsweise zur Erholung verwendet werden 
kann. Hindernisse aus dem persönlichen Umfeld 
des Arbeitnehmer wirken sich nur in gesetzlich 
geregelten Ausnahmefällen aus (§§ 9, 10 BUrlG). 
Bei Erkrankung des eigenen Kindes wird der Ur-
laubsanspruch gleichwohl aufgebraucht.

Problematisch ist das Verhältnis von Kurzarbeit und Ur-
laubsgewährung. Jedenfalls bei Kurzarbeit „Null“
ist eine Freistellung zu Urlaubszwecken rechtlich 
nicht möglich, so dass der betreffende Arbeitneh-
mer gegebenenfalls zur Urlaubsnahme sogar aus 
der Kurzarbeit genommen werden muss.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsentgelt

Urlaubsgeld

Urlaubsabgeltung

Das Thema Bezahlung im Zusammenhang mit Urlaub 
spielt bei der der Fortzahlung der Vergütung wäh-
rend der Freistellung zu Urlaubszwecken eine Rol-
le, aber auch bei der Frage der Zahlung eines zu-
sätzlichen Urlaubsgelds.

Außerdem stellt sich in der Praxis häufig die Frage, ob 
und unter welchen Voraussetzungen statt der Frei-
zeitgewährung ein Ausgleich in Geld gezahlt wer-
den darf oder sogar muss.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsentgelt

Berechnung

Auszahlung

Für den Urlaub ist das an der Arbeitszeit orientierte Ent-
gelt fortzuzahlen, die im Urlaub voraussichtlich 
angefallen wäre. Was in der Vergangenheit ver-
dient worden ist, wird also nicht unbedingt einfach 
weitergezahlt, insbesondere bei unregelmäßigen 
Beschäftigungszeiten.

Wären im Urlaubszeitraum Überstunden angefallen, ist 
dies bei der Berechnung des Urlaubsentgelts e-
benso zu berücksichtigen wie der geminderte Ab-
ruf in Phasen der Kurzarbeit. Nicht weiter ge-
währte Sachbezüge (z.B. Verpflegung) sind nach 
§ 11 I 4 BUrlG in bar abzugelten.

Zahlungen während des Urlaubs sind wie Arbeitsentgelt 
überhaupt zu versteuern und unterliegen der So-
zialversicherungspflicht.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsentgelt

Berechnung

Leistungszeitraum

Referenzzeitraum

Leistungszeitraum ist der der Bezugszeitraum, in dem 
der Urlaub genommen wird (Zeitfaktor). Refe-
renzzeitraum ist der in der Vergangenheit liegen-
de Zeitraum, aus dem die relevante durchschnitt-
liche Vergütung ermittelt wird (Geldfaktor).

Nach § 11 I 1 BUrlG ergibt sich der Geldfaktor aus dem 
Durchschnittsverdienst im Referenzzeitraum von 
dreizehn Wochen vor Urlaubsbeginn. Bei der Be-
rechnung des Durchschnittsverdienstes bleibt 
zwar das für Überstunden gezahlte Entgelt außer 
Betracht. Im Leistungszeitraum anfallende Über-
stunden sind jedoch mit dem so bemessenen 
Geldfaktor zu vergüten.

Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur 
führen nach § 11 I 2 BUrlG unabhängig davon, 
ob sie im Bezugs- oder Referenzzeitraum statt-
finden, zu einer Erhöhung des Urlaubsentgelts.

Verdienstkürzungen im Urlaubszeitraum sind irrelevant, 
im Referenzzeitraum dagegen nur in den in § 11 I 
3 BUrlG genannten Fällen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsentgelt

Auszahlung

Fälligkeit

Überzahlung

Dass das Urlaubsentgelt nach § 11 II BUrlG vor Antritt 
des Urlaubs auszuzahlen ist, scheint ein weithin 
unbekannter Umstand zu sein.

Eine Zahlung des Urlaubsentgelts kann im Falle des §
5 III BUrlG nicht zurückgefordert werden. Zuviel 
bewilligter Urlaub kann dagegen noch kondiziert
werden.

Der Anspruch auf Urlaubsentgelt ist wie der auf bereits 
verdientes Arbeitsentgelt vererblich. Arbeitsver-
tragliche Abreden über Berechnung und Schick-
sal des Urlaubsentgelts sind nach § 13 I BUrlG
unzulässig, so dass insoweit auch vertragliche 
Ausschlussfristen nicht greifen (da sie im Vorhi-
nein vereinbart werden).
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsgeld

Leistungszweck

Rückforderung

Urlaubsgeld wird zusätzlich zum Urlaubsentgelt gezahlt 
und findet sein Rechtsgrundlage ausschließlich 
außerhalb des BUrlG. Oft wird es zu einem festen 
Auszahlungstermin geleistet.

Zum Teil wird der Anspruch von der tatsächlichen Ur-
laubsnahme abhängig gemacht. Teilweise wird er 
unter Gesichtspunkten der Betriebstreue geleis-
tet. Vom Leistungszweck hängt die Möglichkeit 
einer eventuellen Rückforderbarkeit ab.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Einschränkungen

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt 
werden, so ist er nach § 7 IV BUrlG abzugelten.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Hintergrund

Beendigung

Aus § 7 IV BUrlG ergibt sich ein grundsätzliches Abgel-
tungsverbot. Urlaub ist in Natura (durch Freistel-
lung von der Arbeitspflicht) zu gewähren. Ande-
renfalls verfällt er.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Hintergrund

Freistellung (Regel)

Abgeltung (Ausnahme)

Bis vor Kurzem ging das Bundesarbeitsgericht in stän-
diger Rechtsprechung davon aus, dass sich ein 
Abgeltungsanspruch vom Urlaubsanspruch selbst 
nur darin unterscheidet, dass er sich auf Zahlung 
statt Freistellung richtet. Im Übrigen unterlag der 
Abgeltungsanspruch denselben Voraussetzungen 
wie der Urlaubsanspruch selbst (Surrogationsthe-
orie).

Im Zuge der Rechtsprechung des EuGH zum Verhältnis 
zwischen dauerhafter Arbeitsunfähigkeit und Ur-
laubsanspruch hat das BAG die bisherige Recht-
sprechung nach und nach aufgegeben und sieht 
nun den Abgeltungsanspruch nur noch als reinen 
Zahlungsanspruch an, für den auch Ausschluss-
fristen greifen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Hintergrund

Freistellung (Regel)

Laufendes Arbeitsverhältnis

Endendes Arbeitsverhältnis

Durch den Rechtsprechungswandel hat sich nichts da-
ran geändert, dass grundsätzlich ein Abgel-
tungsverbot besteht. Das ist auch mit europäi-
schem Recht vereinbar, dass vom Vorrang eines 
Freistellungsanspruch ausgeht.

Ausschließlich im Zuge der Beendigung eines Arbeits-
verhältnisses kommt in Betracht, die tatsächlich 
nicht mehr mögliche Freistellung durch einen 
Zahlungsanspruch auszugleichen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Hintergrund

Abgeltung (Ausnahme)

Rechtsgrundlage § 7 IV BUrlG

Rechtsgrundlage § 17 III BEEG

Rechtsgrundlagen für Urlaubsabgeltungsansprüche 
finden sich auch in § 7 IV BUrlG sowie § 17 III 
BEEG. Der Zusatzurlaub für schwerbehinderte 
Menschen ist entsprechend § 7 IV BUrlG abzu-
gelten.

Auch im endenden Arbeitsverhältnis ist eine Abgeltung 
nur als Ausnahme vorgesehen. Urlaubsansprü-
che sind deshalb während einer Restlaufzeit des 
Arbeitsverhältnisses bis zum Beendigungszeit-
punkt vorrangig in Freizeit zu erfüllen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Beendigung

Grund der Beendigung

Ausschließlichkeit

Der Urlaubsabgeltungsanspruch im Sinne des § 7 IV 
BUrlG setzt folglich voraus, dass das Arbeitsver-
hältnis beendet ist und ein noch nicht erfüllter 
Urlaubsanspruch besteht, der wegen Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr als 
solcher erfüllt werden kann.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Beendigung

Grund der Beendigung

Einseitige Beendigung

Vereinbarte Beendigung

§ 7 IV BUrlG und § 17 III BEEG setzen für einen Abgel-
tungsanspruch lediglich voraus, dass das Arbeits-
verhältnis beendet ist. Der Grund für die Beendi-
gung ist dabei nicht ausschlaggebend. Verschul-
densgesichtspunkte spielen insoweit keine Rolle, 
weil der Abgeltungs- wie der Urlaubsanspruch 
schlicht durch verbrachte Dienstzeit erworben 
wird.

Ein Arbeitsverhältnis kann einseitig (Kündigung) oder 
einvernehmlich (Aufhebungs- oder Abwicklungs-
vereinbarung) beendet werden. Ein Abgeltungs-
anspruch besteht bei Vorliegen der Vorausset-
zungen im Übrigen sogar nach dem Ausspruch 
einer berechtigten arbeitgeberseitigen außeror-
dentlichen Kündigung.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Voraussetzungen

Beendigung

Ausschließlichkeit

Freistellung unmöglich

Anderweitige Kausalität

Nach der aufgegeben Surrogationstheorie kam es da-
rauf an, dass Urlaub in Natura bei fort gedach-
tem Arbeitsverhältnis rechtzeitig noch hätte ge-
währt werden können. Bei dauerhafter Arbeits-
unfähigkeit lag der Grund des Anspruchsverfalls 
also nicht in der Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses, sondern darin, dass eine Freistellung 
auch bei Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 
nicht möglich gewesen wäre.

Ein an sich noch bestehender Urlaubsanspruch ist je-
doch weiterhin Voraussetzung für die Abgel-
tungsmöglichkeit. Ist der Urlaubsanspruch, der 
auf Freistellung geht, auch nach der aktuellen 
Rechtsprechung verfallen oder unmöglich, kann 
an dessen Stelle auch keine Abgeltung treten, 
weil er nicht gerade wegen der Beendigung Ar-
beitsverhältnisses ausgeschlossen ist. Deshalb 
kann mit dem Tod des Arbeitnehmers auch kein 
vererblicher Abgeltungsanspruch entstehen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Umsetzung

Vergütung

Urlaubsabgeltung

Einschränkungen

Ausschlussfristen

Arbeitslosengeld I

Da der Abgeltungsanspruch nur noch als Zahlungsan-
spruch angesehen wird, unterliegt er wie andere 
Ansprüche den allgemeinen Verjährungs- und 
tarifvertraglichen Verfallfristen. Ob dies auch hin-
sichtlich arbeitsvertraglicher Verfallfristen ange-
sichts der beschränkten Abdingbarkeit in § 13 I 
BUrlG gilt, ist sehr zweifelhaft.

Zu bedenken ist, dass Urlaubsabgeltungsansprüche 
nach § 143 I SGB IX zum Ruhen des Anspruchs 
auf Zahlung von Arbeitslosengeld I führen. Der 
Abgeltungsanspruch ist dafür in Zeit nach Tagen 
umzurechnen, für die dann quasi ein Anspruch 
auf Zahlung von Arbeitsentgelt besteht, der den 
auf Arbeitslosengeld ausschließt.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Fristablauf

Übertragung

Der Urlaubsanspruch ist nach der gesetzlichen Konzeption befristet. Das unbegrenzte Aufsparen von Ur-
laub widerspricht dessen Sinn und Zweck. Wegen der nach § 13 BUrlG nur für besondere Fälle er-
laubten Abweichung von gesetzlichen Urlaubsregime kann auch eine Abweichung in Arbeits- oder 
Tarifverträgen auch hinsichtlich des Verfalls nur in Ausnahmefällen geregelt werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Fristablauf

Kalenderjahr

Sonderregelung

Auch nach der geänderten Rechtsprechung zum Verhält-
nis von dauerhafter Arbeitsunfähigkeit und Ur-
laubsansprüchen bleibt es grundsätzlich bei der 
nach § 7 III 1 BUrlG vorgesehenen Bindung des 
Urlaubsanspruch an das Kalenderjahr. Lediglich 
im Bereich der Deutschen Bahn und Post kann 
davon nach § 13 III BUrlG in Tarifverträgen abge-
wichen werden.

Urlaubsansprüche bleiben also grundsätzlich auf das Ka-
lenderjahr befristet und verfallen, soweit sie nicht 
ausnahmsweise übertragen werden dürfen. Aus-
schlussfristen können wegen des Verbots aus §
13 I BUrlG allenfalls für übergesetzlichen Mehrur-
laub eine Rolle spielen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Unverschuldeter Ausfall

§ 7 III 2 BUrlG nennt lediglich zwei Ausnahmesituatio-
nen, in denen die Bindung des Urlaubsanspruchs 
an das Kalenderjahr gelockert ist.

Da die Übertragungsmöglichkeit auch für den Fall dauer-
hafter Arbeitsunfähigkeit nach § 7 III 3 BUrlG nur 
auf das erste Quartal des folgenden Jahres be-
schränkt ist, hat sich der Streit entzündet, ob diese 
Beschränkung mit europäischem Recht vereinbar 
ist.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Regelungen BUrlG

Sonderregelungen

Unter den in § 7 III 2 und 4 BUrlG darf der Urlaubsan-
spruch auf das nächste Kalenderjahr übertragen 
werden. § 7 III 3 BUrlG regelt, in welchem Zeit-
raum der übertragene Anspruch gewährt und ge-
nommen sein muss.

Besondere gesetzlichen Regelungen hinsichtlich Über-
tragungsrecht und Übertragungszeitraum finden 
sich in den §§ 17 II BEEG und 17 MuSchG. Auch 
in Tarifverträgen, seltener dagegen in Arbeitsver-
trägen, finden sich für Arbeitnehmer günstigere 
Übertragungsmöglichkeiten.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Regelungen BUrlG

Vollurlaub

Teilurlaub

Aus einem Umkehrschluss aus der Regelung des § 7 
III 4 BUrlG ergibt sich, dass der Übertragungs-
tatbestand des § 7 III 2 BUrlG nur einen Vollur-
laubsanspruch betrifft.

Teilurlaub im Sinne des § 5 Ia BUrlG wird nach Maß-
gabe des § 7 III 4 BUrlG übetragen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Regelungen BUrlG

Vollurlaub

Gesetzliche Vorgaben

Übertragungszeitraum

§ 7 III 2 BUrlG erlaubt die Übertragung des Urlaubsan-
spruchs in das folgende Kalenderjahr (lediglich 
dann), wenn dringende betriebliche oder in der 
Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies 
rechtfertigen.

Resturlaub im Sinne des § 7 III 2 BUrlG wird in das er-
ste Quartal des Folgejahres übertragen, ohne 
dass es weiterer Erklärungen oder Handlungen 
des Arbeitgebers oder Arbeitnehmers bedarf. 
Dieser verfällt allerdings nach  Ablauf des Über-
tragungszeitraums endgültig, es sei denn, er 
konnte wegen durchgängiger Arbeitsunfähigkeit 
nicht genommen werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Regelungen BUrlG

Teilurlaub

Urlaub im Sinne des § 5 Ia BUrlG

Verlangen des Arbeitnehmers

Teilurlaub im Sinne des § 5 Ia BUrlG, der wegen Ein-
tritts in der zweiten Jahreshälfte entsteht, kann 
nach § 7 III 4 BUrlG in das Folgejahr übertragen 
werden.

Der Übertragungstatbestand des § 7 III 4 BUrlG weist 
allerdings zwei Besonderheiten auf. Er ist zum 
einen nicht von dringenden betrieblichen oder 
persönlichen Hinderungsgründen abhängig. Zu-
dem findet die Übertragung nur auf Verlangen 
des Arbeitnehmers statt. Schließlich wird der 
Teilurlaub in das gesamte Folgejahr übertragen.



© Fachanwalt für Arbeitsrecht  Michael Loewer    www.jurati.de
Anwaltssozietät Jurati, Schönhauser Allee 83, 10439 Berlin 59

3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Gesetzliche Ausnahme

Sonderegelungen

Elternzeit, § 17 II BEEG

Mutterschutz, § 17 MuSchG

Schwerbehinderung, § 125 III SGB IX

Vor Beginn einer Elternzeit nicht gewährter Urlaubs 
wird nach § 17 II BEEG von Gesetzes wegen in 
das Jahr, in dem die Elternzeit endet sowie das 
darauf folgende Jahr übertragen. Das gilt auch, 
wenn sich mehrere Elternzeiten aneinanderrei-
hen.

Vor Ausspruch von Beschäftigungsverboten nicht er-
haltener Urlaub kann nach § 17 S. 2 MuSchG
noch in dem nach Ablauf der Schutzfristen lau-
fenden sowie im darauf folgenden Jahr bean-
sprucht werden.

Für schwerbehinderte Menschen gibt es dagegen kei-
ne Sonderregelung. § 125 III SGB IX verweist 
vielmehr auf die für das Arbeitsverhältnis gelten-
den spezifischen Regelungen, im Wesentlichen 
also auf das BUrlG.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Unverschuldeter Ausfall

Arbeitsunfähigkeit

Sonstige Verhinderung
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Unverschuldeter Ausfall

Arbeitsunfähigkeit

Inhaltliche Begrenzung

Zeitliche Beschränkung

Ist ein Arbeitnehmer aufgrund krankheitsbedingter Ar-
beitsunfähigkeit tatsächlich gehindert, Urlaub im 
Kalenderjahr oder gegebenenfalls in dem in § 7 
III 3 BUrlG vorgesehenen Übertragungszeitraum 
zu verwirklichen, muss ihm nach Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs und mittlerweile 
auch des Bundesarbeitsgerichts die Möglichkeit 
gegeben sein, den Urlaub auch noch später zu 
nehmen.

Nach Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
muss der Übertragungszeitraum deutlich länger 
als der Bezugszeitraum (also das Urlaubsjahr) 
und darf (nur) aufgrund von Rechtsvorschriften 
auf mindestens 15 Monate begrenzt sein. Ausge-
hend von dieser Vorgabe liest man beim Bundes-
arbeitsgericht in den § 7 III 3 BUrlG quasi einen 
auf 15 Monate verlängerten Übertragungszeit-
raum hinein, obwohl angesichts des eindeutigen 
Wortlauts eine derartige Auslegung durchaus be-
denklich ist.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Anspruchsverlust

Übertragung

Unverschuldeter Ausfall

Sonstige Verhinderung

Elternzeit

Pflegezeit

Ungeklärt ist weiterhin, ob und gegebenenfalls wie die 
Rechtsprechung zum verzögerten Verfall des 
Urlaubsanspruchs bei dauerhafter Arbeitsunfä-
higkeit auf Fälle sonstiger nicht steuerbarer Aus-
fälle anzuwenden ist.

Ob auch Eltern- und Pflegezeiten als unverschuldete 
beziehungsweise unbeeinflussbare Umstände 
gelten, die eine Verlängerung des Übertra-
gungszeitraums rechtfertigen, ist fraglich. Für 
die Elternzeit entschärft die gesetzliche Rege-
lung des § 17 II BEEG das Problem. Dagegen 
findet sich im PflegeZG keine entsprechende 
Regelung.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Mitbestimmung

Tarifverträge
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Mitbestimmung

Mitbestimmungsfreiheit

Mitbestimmte Materien

Im Rahmen des § 87 I Nr. 5 BetrVG besteht ein Mitbe-
stimmungsrecht des Betriebsrats in Urlaubsfra-
gen.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Mitbestimmung

Mitbestimmungsfreiheit

Dauer und Umfang

Entgeltregelungen

Dass über Dauer und Umfang des (Mindest-) Urlaubs-
anspruchs keine vom BUrlG ungünstig abwei-
chenden Abmachungen zwischen Betriebsrat 
und Arbeitgeber getroffen werden dürfen, ergibt 
sich schon aus der Unabdingbarkeit nach § 13 I 
BUrlG.

Entgeltfragen sind wegen des Tarifvorbehalts des § 77 
III BetrVG ohnehin regelmäßig der Mitbestim-
mung entzogen. Das betrifft auch das Urlaubs-
entgelt.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Mitbestimmung

Mitbestimmte Materien

Urlaubsgrundsätze

Urlaubsplanungen

Nach § 87 I Nr. 5 BetrVG hat der Betriebsrat mitzube-
stimmen bei Aufstellung allgemeiner Urlaubs-
grundsätze und des Urlaubsplans sowie der Fest-
setzung der streitigen zeitlichen Lage für einzelne 
Arbeitnehmer. Im Rahmen der erzwingbaren Mit-
bestimmung besteht hier ein Initiativrecht der Be-
triebsrats.

Urlaubsgrundsätze sind beispielsweise allgemeine Vor-
gaben für Erteilungsvoraussetzungen, Urlaubs-
sperren und Konfliktregeln. Möglich ist in diesem 
Zusammenhang auch eine Regelung im Sinne 
des § 7 II 2 BUrlG, da nach § 13 I 3 BUrlG sogar 
arbeitsvertraglich regelbar.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Tarifverträge

Tariffreie Bereiche

Dispositives Recht

Nach § 13 I 1 BUrlG darf von den §§ 1, 2 und 3 I BUrlG
auch in Tarifverträgen nicht zuungunsten des 
Arbeitnehmers abgewichen werden. Alle ande-
ren Vorschriften stehen danach für eine tarifver-
tragliche Regelung offen.

Nach § 13 I 2 BUrlG dürfen zulässige Abweichungen in 
(einschlägigen) Tarifverträgen auch im Arbeits-
vertrag in Bezug genommen werden.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Tarifverträge

Tariffreie Bereiche

Kalenderjahr

Mindestdauer

Der Bezug des Urlaubsrechts zum Kalenderjahr ist ab-
gesehen von der in § 13 III BUrlG vorgesehenen 
Ausnahme durch Tarifvertrag nicht änderbar.

Die Mindestdauer des gesetzlichen Urlaubsanspruchs 
steht ebenso wenig zur Disposition der Tarifver-
tragsparteien.
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3.3 Grundlagen des Urlaubsrechts

Kollektives Recht

Tarifverträge

Dispositives Recht

Urlaubsgewährung

Entgeltregelungen

Insbesondere Regelungen zum Teilurlaub im Sinne des 
§ 5 Ia und I b BUrlG sind hinsichtlich Vorrausset-
zung und Inhalt einer tarifvertraglichen Abwei-
chung vom gesetzlichen Modell zugänglich. § 5 Ic
BUrlG regelt dagegen die Kürzungsmöglichkeit 
des Vollurlaubs und dürfte deshalb unabdingbar 
sein. Denkbar ist beispielsweise, einen Teilurlaub 
überhaupt erst nach sechsmonatiger Wartezeit 
entstehen zu lassen.

§ 11 BUrlG wird von der Unabdingbarkeitsregel des §
13 I 1 BUrlG nicht erfasst. Insbesondere die Be-
rechnungsmethode des Urlaubsentgelts steht für 
tarifvertragliche Regelungen offen, was auch in 
der Praxis durchaus genutzt wird.


